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Holland, Binnenschiffahrtsrecht, 5. Aufla-

ge, § 14 BinSchG Rn. 11).

1.2 Der Rechtspfleger hat jedoch – was 

ebenfalls zu Recht anerkannt ist – überse-

hen, dass die Festsetzung der Verklarungs-

kosten im Hauptprozess nur entsprechend 

dem jeweiligen streitgegenständlichen In-

teresse stattfindet (Schiffahrtsobergericht 

Nürnberg, Beschluss vom 26. Juli 2016 – 5 

W 450/16 BSch – ZfB 2016, Sammlung Sei-

te 2444 f [juris Rn. 19]), die Verklarungskos-

ten demnach nur in dem Maße berücksich-

tigungsfähig sind, in dem sich der Streit-

gegenstand des Prozesses mit dem Verfah-

rensgegenstand der Verklarung deckt 

(Hanseatisches Oberlandesgericht Ham-

burg, Beschluss vom 02. Februar 2018 – 6 

W 38/17 BSch – ZfB 2018, Sammlung Seite 

2520 f [juris Rn. 6]; Hanseatisches Oberlan-

desgericht Hamburg, Urteil vom 27. Juli 

2017 – 6 U 74/16 – ZfB 2019, Sammlung 

Seite 2567 ff [juris Rn. 72]; Schiffahrtsge-

richt Duisburg-Ruhrort, Urteil vom 19. Mai 

2022 -5 C 3/21 BSch – [juris) Rn. 153]; v. 

Waldstein/Holland, Binnenschiffahrtsrecht, 

5. Aufl. § 14 BinSchG Rn. 11).

Soweit der Rechtspfleger des Rheinschiff-

fahrtsgericht in der Nichtabhilfeentschei-

dung vom 21.11.2023 diese anerkannten 

Rechtsgrundsätze nicht anwenden will, weil 

bereits in der Klage beantragt worden sei, 

den Beklagten die Kosten des Rechtsstreits 

einschließlich der Kosten des Verklarungs-

verfahrens aufzuerlegen und er außerdem 

die Auffassung vertritt, »die antragsgemä-

ße Verurteilung der Beklagten impliziere, 

dass dem Beklagten im Parallelverfahren 

keinerlei Ansprüche gegen die dortigen Be-

klagten zustehen können, sodass es vorlie-

gend sachgerecht sei, die Kosten des Ver-

klarungsakten in voller Höhe im vorliegen-

den Verfahren festzusetzen«, ist beides von 

Rechtsirrtum beeinflusst:

1.2.1 Der Verweis auf die Antragstellung im 

Klageverfahren (und wohl auch auf die 

Kosten[grund]entscheidungen) geht schon 

deshalb fehl, weil dabei verkannt wird, 

dass sowohl der Antrag in der Klageschrift 

als auch der Ausspruch zu den Kosten al-

lein die Kostentragung dem Grunde nach 

betrifft, während die Feststellung, welche 

Kosten im Sinne von § 91 Abs. 1 ZPO not-

wendig und zu erstatten sind, dem Kosten-

festsetzungsverfahren nach § 104 ZPO vor-

behalten ist. Die Annahme, bereits in der 

Kostengrundentscheidung werde über 

den Umfang der Erstattung der im Verkla-

rungsverfahren angefallenen Kosten ent-

schieden, verkennt diese gesetzlich vorge-

gebene Unterscheidung 

1.2.2 Das Gleiche gilt für die Argumentati-

on bezogen auf das Parallelverfahren. 

Auch insoweit wird grundlegend verkannt, 

dass eine Kostenfestsetzung nach § 104 

ZPO ausschließlich im Umfang der Kos-

tengrundentscheidung erfolgen kann, 

denn das Gesetz lässt keinen Zweifel da-

ran, dass sich die Kostenfestsetzung auf 

die Kosten des Rechtsstreits im Sinne von 

§ 91 Abs. 1 ZPO bezieht, was zwingend 

ausschließt, eine verfahrensübergreifende 

Kostenfestsetzung oder Kostenverrech-

nung vorzunehmen. Der Versuch, diese ge-

setzliche Bindung aus vermeintlichen 

Gründen der »Sachgerechtigkeit« zu über-

winden, ist daher offensichtlich verfehlt.

1.3 Ausgehend von diesen Grundsätzen 

zur Festsetzung der Verklarungskosten im 

Hauptprozess kann die Kostenfestsetzung 

nicht auf der Grundlage des mit Beschluss 

vom 04.09.2017 festgesetzten Geschäfts-

werts von EUR 171.984,91 erfolgen.

1.3.1 Denn dieser Geschäftswert ergab sich 

aus der Addition der wirtschaftlichen Inte-

ressen

der an dem Verklarungsverfahren Beteilig-

ten, das die hiesigen Klägerinnen auf der 

Grundlage des ihnen erwachsenen Scha-

dens mit EUR 84.432,85 (Schriftsatzes der 

Prozessbevollmächtigten der Klägerinnen 

vom 17.07.2017, AS 96 der Akten des Verkla-

rungsverfahrens 30 UR 111/17) und die hiesi-

gen Beklagten auf dergleichen Grundlage 

mit EUR 87.552,06 (Schriftsatz des Prozess-

bevollmächtigten der Beklagten vom 

23.08.2017, AS 98 der Akten des Verklarungs-

verfahrens 30 UR 111/17) beziffert haben. 

Unerheblich ist, dass die Klägerinnen im 

Klageverfahren über den Schadensbetrag 

aus dem Verklarungsverfahren hinaus Scha-

densersatz in einer Gesamthöhe von EUR 

88.359,85 € geltend machten, denn dies ist 

für die Bestimmung des Geschäftswerts des 

Verklarungsverfahrens ohne Bedeutung.

1.3.2 Da im Ausgangsverfahren, für das die 

Prozessbevollmächtigten der Klägerinnen 

mit den Anträgen vom 25.02.2022, korri-

giert mit Antrag vom 21.02.2023, und 21 

.02.2023 die Kostenfestsetzung beantragt 

haben, sowohl im erstinstanzlichen Ver-

fahren (Az.: 31 0 1/17 RhSch) als auch im 

Berufungsverfahren (Az.: 22 U 4/20 RhSch) 

lediglich Schadensersatzansprüche der 

Klägerinnen streitgegenständlich waren, 

ist der Streitgegenstand des Prozesses 

auch nur in diesem Umfang mit dem im 

Verklarungsverfahren verfolgten Interesse 

identisch, die im Verklarungsverfahrens 

entstandenen Kosten sind mithin auch nur 

in diesem Umfang Kosten des Rechts-

streits (§ 91 ZPO), sodass von den insge-

samt im Verklarungsverfahren angefalle-

nen Kosten lediglich 49% auf den vorlie-

genden Rechtsstreit entfallen.

1.3.3 Danach sind die der Klägerin zu 7 im 

Verklarungsverfahren entstandenen Ge-

samtkosten von EUR 5.125,20 (Antrag vom 

01.02.2022, bzw. Antrag vom 21.02.2023) – 

Einwendungen gegen die Richtigkeit die-

ser Berechnung erheben die Beklagten 

nicht – lediglich in Höhe von EUR 2.511,35 

(= 49 % von EUR 5.125,20) als Prozesskos-

ten festzusetzen. Zuzüglich der Kosten für 

das Verfahren vor dem Rheinschifffahrts-

gericht von (zuletzt) EUR 2.247,68 und der 

Kosten für das Berufungsverfahren von 

(zuletzt) EUR 4.288,40 – gegen beide Be-

rechnungen wenden sich die Beklagten 

ebenfalls nicht – ergeben sich außerge-

richtliche Kosten der Klägerinnen von EUR 

9.047,43. In diesem Umfang hat die soforti-

ge Beschwerde der Beklagten Erfolg.

1.3.4 Soweit die Beklagten mit ihrer sofor-

tigen Beschwerde darüber hinaus die 

Nichtberücksichtigung einer Zahlung vom 

27.12.2019 in Höhe von EUR 1.850,00 bean-

standen, bleibt die Beschwerde ohne Er-

folg. Diese Zahlung wurde bereits im Kos-

tenfestsetzungsbeschluss vom 22.09.2023 

berücksichtigt, wie sich aus dem Gesamt-

betrag der von den Beklagten geleisteten 

Zahlungen von EUR 3.850,00 ergibt. Die 

Beklagten sind nach dem Hinweis darauf 

in der Nichtabhilfeentscheidung vom 

21.11.2023 auf diesen Einwand auch nicht 

mehr zurückgekommen.

1.3.5 Zuzüglich des im Kostenfestsetzungs-

beschluss vom 22.09.2023 berücksichtig-

ten Betrags von EUR 380,10 ergibt sich 

mithin ein von den Beklagten den Kläge-

rinnen zu erstattender Betrag von EUR 

9.427,53.

Dieser Betrag ist nach § 104 Abs. 1 Satz 2 

ZPO, § 247 BGB hinsichtlich des Kostenan-

teils von EUR 4.288,40 für das Berufungs-

verfahren seit dem 26.02.2022 (Eingang 

des Kostenfestsetzungsantrags am 

25.02.2022, § 187 Abs. 1 BGB) und hinsicht-

lich der Kosten für das Verklarungsverfah-

ren und das erstinstanzliche Verfahren von 

– insgesamt – EUR 4.759,03 seit dem 

13.09.2022 (Eingang des Kostenfestset-

zungsantrags, datiert auf den 01.02.2022, 

am 12.09.2022, § 187 Abs. 1 BGB) mit dem 

gesetzlichen Zinssatz zu verzinsen.

Die Gebühr nach Nr. 1812 des Kostenver-

zeichnisses zum GKG ist in Rheinschiff-

fahrtssachen nicht zu erheben (Art. 39 der 

revidierten Mannheimer Akte).

Von den übrigen Kosten des Beschwerde-

verfahrens tragen die Klägerinnen 58 % 

und die Beklagten als Gesamtschuldner 42 

% (§§ 97 Abs. 1, 92 Abs. 1, 100 Abs. 1 ZPO).

Anmerkung der Redaktion:

Die Kosten eines Verklarungsverfahrens 

machen wegen des häufig sehr hohen 

 Gegenstandswertes einen nicht unerheb -

lichen Teil der Prozesskostenlast aus. Der 

Wert ist nicht selten höher als die Summe 

der Streitwerte der beiden folgenden 

Hava rieprozesse. Die Klagen des Versiche-

rers des einen Schiffes gegen den Schiffs-

eigner des anderen und umgekehrt wer-

den als Hin- und Zurückprozess bezeichnet. 

Für die Zurechnung der Kosten des Verkla-

rungsverfahrens im Kostenfestsetzungs-

verfahren der folgenden Streit verfahren 

kommt es nicht auf das Verhältnis des Ver-

klarungswertes zum jeweiligen Klagebe-

trag an, selbst bei rechnerischen Wertdiffe-

renzen ist nicht darauf abzustellen, welcher 

Teil des im Verklarungsverfahren benann-

ten Schaden eingeklagt ist, sondern nur 

auf das prozentuale Verhältnis der beiden 

Streitwerte der Streit verfahren zueinander, 

wie das Rheinschiffahrtsobergericht zutref-

fend entschieden hat. Ebenso Amtsgericht 

Mannheim, Beschluss vom 21. Februar 

2021, ZfB 2021, Sammlung Seite 2698 f mit 

Anmerkung Fischer.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer, 

Frankfurt am Main
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